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6. September bis 5. Oktober 1991

6.9.- UdSSR. Der neugeschaffene Staatsrat
(vgl. „Blätter", 10/1991, S. 1278 f.) tritt unter
Vorsitz von Präsident Gorbatschow in Moskau
zu seiner konstituierenden Sitzung zusammen.
In einem Beschluß wird die Unabhängigkeit
Estlands, Lettlands und Litauens formell aner-
kannt. Der sowjetische Außenminister Pankin
erklärt dazu: „Die baltischen Staaten sind nun
von der Sowjetunion getrennt und unterstehen
internationalem Recht." Die Frage der staatli-
chen Anerkennung Georgiens wird dagegen
von der Tagesordnung gestrichen. - Am 24. 9.
treffen die Führungen der Republiken Arme-
nien und Aserbaidschan eine Vereinbarung
über die Beilegung ihres Streits über das Ge-
biet Nagorny Karabach. Das Dokument wird in
der russischen Stadt Schelesnowodsk in Anwe-
senheit von Präsident Jelzin unterzeichnet. Na-
gorny Karabach soll seinen autonomen Status
zurückerhalten. -Am 25. 9. erklärt der ukraini-
sche Präsident Krawtschuk nach einem Treffen
mit Präsident Bush im Weißen Haus, seine Re-
publik strebe einen atomwaffenfreien Status
an und unterstütze daher entsprechende so-
wjetische-amerikanische Abrüstungsverein-
barungen.

- Naher Osten. Der amerikanische Präsi-
dent Bush fordert den Kongreß auf, das Ersu-
chen Israels um Kreditgarantien in Höhe von
zehn Mrd. Dollar vorerst nicht zu behandeln
und die Beratung für 120 Tage auszusetzen.
Die mögliche Absicht der Regierung in Tel
Aviv, die Geldmittel für die Ansiedlung sowje-
tischer Juden in den besetzten Gebieten zu
verwenden, könne den Friedensprozeß im
Nahen Osten gefährden. Bush folgt mit seiner
Entscheidung einer Anregung von Außenmini-
ster Baker. - Am 8. 9. kündigt der israelische
Ministerpräsident Schamir in einer Rede zum
jüdischen Neujahrstag die unverminderte Fort-
setzung der Siedlungspolitik in den besetzten
Gebieten an und spricht dabei von „Groß-Isra-
el". Schamir erklärt am 9. 9. in einem Rund-
funkinterview, Israel werde der geplanten
Nahost-Friedenskonferenz fernbleiben, wenn
es mit der Zusammensetzung der palästinensi-
schen Delegation nicht einverstanden sei. Dar-
über bestehe zwischen Israel und den USA völ-
lige Übereinstimmung.

-CDU. Der stellvertretende Parteivorsitzen-
de und letzte Ministerpräsident der DDR, Lo-
thar de Maiziere, legt alle Parteifunktionen nie-
der und gibt später auch sein Bundestagsman-
dat auf. Anlaß sind tiefgreifende Meinungsver-
schiedenheiten zwischen den ostdeutschen
Landesverbänden und der Parteizentrale in
Bonn, die sich an einer Kontroverse zwischen
CDU-Generalsekretär Rühe und de Maiziere
entzündet hatten.

7. 9. - Jugoslawien. Entsprechend einem
Beschluß der EG-Außenminister (vgl. „Blät-
ter", 10/1991, S. 1158) beginnt in Den Haag
eine Friedenskonferenz über Jugoslawien, an
der Mitglieder der jugoslawischen Bundesre-
gierung und die Präsidenten der Republiken
teilnehmen. Den Vorsitz führt der ehemalige
NATO-Generalsekretär Lord Carrington
(Großbritannien). Die bewaffneten Auseinan-
dersetzungen auf kroatischem Territorium
gehen jedoch weiter, die Bundesarmee und die
Nationalgarde Kroatiens geben sich gegensei-
tig die Schuld an den Kampfhandlungen. -Am
8. 9. votieren rund 75% der Wahlberechtigten
Mazedoniens für die Bildung eines unabhängi-
gen und souveränen mazedonischen Staates.
Dieser Staat solle das Recht haben, „einem
Bund souveräner Staaten Jugoslawiens beizu-
treten".-Am 25. 9. verhängt der Sicherheitsrat
der Vereinten Nationen ein „allgemeines und
vollständiges Embargo für alle Lieferungen
von Waffen und militärischer Ausrüstung an
Jugoslawien ". Der Beschluß gründet sich auf
Kapitel VII der UN-Charta („Maßnahmen bei
Bedrohung oder Bruch des Friedens und bei
Angriffshandlungen": Text in „Blätter", 10/
1973, S. 1125 ff.). Der Rat appelliert „an alle
Parteien", die Waffenstillstandsvereinbarun-
gen vom 17. 9. und vom 22. 9. strikt einzuhal-
ten und alle Aktionen zu unterlassen, die zur
Erhöhung der Spannungen beitragen könnten.
-Am 3. 10. faßt das von der serbischen Fraktion
dominierte Staatspräsidium in Anwesenheit
des Verteidigungsministers, seines Stellvertre-
ters sowie des Generalstabschefs der Bundes-
armee den Beschluß, künftig Entscheidungen
mit der „Mehrheit der anwesenden Mitglie-
der" zu treffen. Die Armeeführung erhält volle
Unterstützung im Vorgehen gegen Kroatien.
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Der Beschluß trägt den Titel „Zur Arbeit unter
Kriegsbedingungen " und verweist zur Begrün-
dung auf eine „unmittelbare Kriegsgefahr". In
Presseberichten werden die Vorgänge im
Staatspräsidium als „Staatsstreich" bezeich-
net.

- Blockfreie Bewegung. Zum Ab-
schluß einer Ministerkonferenz in Accra
(Ghana) wird eine Erklärung unter dem Titel
„Eine Welt im Übergang: Von der Verminde-
rung der Konfrontation zur wachsenden Zu-
sammenarbeit" veröffentlicht, die eine Posi-
tionsbestimmung der Blockfreien Bewegung
(Non-Aligned Movement/NAM) nach ihrer
Gründung vor 30 Jahren (vgl. „Blätter", 1/
1962, S. 5) enthält. Die Bewegung (gegenwär-
tig 103 Mitglieder) sei „die größte politische
Gruppe in der Geschichte" und repräsentiere
„die Mehrheit der Nationen". -Am 19. 9. gibt
der argentinische Präsident Menem den Aus-
tritt seines Landes aus der Blockfreien Bewe-
gung bekannt. Außenminister di Tella erklärt
dazu am 20. 9. vor der Presse, nach dem Ende
des Kalten Krieges und der bipolaren Konfron-
tation sei die Bewegung ihrer Grundlage be-
raubt und werde „weiterhin von nichtdemo-
kratischen Regimen manipuliert". Tella spricht
von einem „lebenden Anachronismus".

9. 9. - Abrüstung. Vertreter der Teilneh-
merstaaten der NATO (16 Mitglieder) und des
ehemaligen Warschauer Vertrages (zuletzt 6
Mitglieder; zur Auflösung vgl. „Blätter", 8/
1991, S. 902) setzen in Wien ihre zuvor in Otta-
wa (Februar 1990; vgl. „Blätter", 4/1990,
S. 389) und Budapest (April 1990) geführten
Verhandlungen über ein System gegenseitiger
Luftüberwachung fort. Die 22 Delegationen
beschließen zunächst, den drei baltischen
Staaten einen Beobachterstatus einzuräumen.
Das Projekt „Offener Himmel" (Open Sky) soll
der Überwachung eingegangener Abrüstungs-
vereinbarungen dienen.

10. 9.-4. 10. - KSZE. Im Rahmen der Konfe-
renz über Sicherheit und Zusammenarbeit in
Europa (KSZE) findet in Moskau das dritte
Treffen einer „Konferenz über die menschliche
Dimension" statt (Text des Schlußdokuments
des zweiten Treffens in Kopenhagen vgl. „Blät-
ter", 8/1990, S. 1008 ff.). Die Eröffnungsan-
sprache hält Präsident Gorbatschow. Vor Be-
ginn des Treffens werden Estland, Lettland
und Litauen als unabhängige Staaten in die
KSZE aufgenommen. In einem abschließenden

Dokument vereinbaren die 38 Mitgliedstaaten
einen Mechanismus zum Schutz der Men-
schenrechte, der im Falle von Verstößen die
Entsendung von Berichterstattern in das be-
treffende Land vorsieht; die Frage möglicher
Sanktionen bleibt offen. In Presseberichten
heißt es, u. a. habe sich die britische Delegation
gegen weitergehende Regelungen ausgespro-
chen, weil sie eine „Einmischung" in ihre
Nordirlandpolitik befürchte.

11.9.- UdSSR/Kuba. Auf einer gemeinsa-
men Pressekonferenz mit dem in Moskau wei-
lenden amerikanischen Außenminister Baker
teilt Präsident Gorbatschow mit, die Sowjet-
union werde demnächst Verhandlungen mit
Kuba über die Beendigung ihrer militärischen
Präsenz auf der Insel führen. Die Beziehungen
der UdSSR zu Kuba sollten sich in Zukunft auf
rein politischer und wirtschaftlicher Basis be-
wegen. Die sowjetische Ankündigung wird in
einer Erklärung der kubanischen Regierung
vom 14. 9. kritisiert. Die „einseitig getroffene
Entscheidung" bedeute „grünes Licht für die
USA, ihre aggressiven Pläne gegen Kuba zu
verwirklichen ". Die USA werden aufgefordert,
ihren Marinestützpunkt Guantanamo auf Kuba
ebenfalls aufzugeben. Zu Verhandlungen trifft
der stellvertretende sowjetische Außenmini-
ster Nikolajenko am 20. 9. in Havanna ein.

13. 9. - Afghanistan. Die Außenminister
Pankin (UdSSR) und Baker (USA) kommen in
Moskau überein, die gegenseitigen Waffenlie-
ferungen an die Bürgerkriegsparteien in Af-
ghanistan zum 1. Januar 1992 einzustellen. In
einer gemeinsamen Erklärung unterstützen
beide Regierungen die Vorschläge zur Beile-
gung des Konflikts von UN-Generalsekretär
Perez de Cuellar (vgl. „Blätter", 7/1991,
S. 743).

16. 9. - Philippinen/USA. Der philippi-
nische Senat lehnt es ab, den Vertrag über die
Benutzung des US-Marinestützpunktes Subic
Bay um weitere zehn Jahre zu verlängern. Die
USA hatten eine jährliche Pachtsumme von 200
Mill. Dollar angeboten. Die Regierung in Mani-
la erklärt am 3. 10., sie erwarte die Räumung
der Basis innerhalb von drei Jahren.

17. 9. - UNO. In New York beginnt die 46.
Generalversammlung der Vereinten Nationen,
zu deren Präsidenten Botschafter Samir S. Shi-
habi (Saudi-Arabien) gewählt wird. Mit der
Aufnahme Mikronesiens, der Marschall-In-
seln, der Demokratischen Volksrepublik Korea
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(Nordkorea) und der Republik Korea (Südko-
rea) sowie der baltischen Staaten Estland, Lett-
land und Litauen steigt die Zahl der UN-Mit-
glieder von 159 auf 166 Staaten (vgl. „Blätter",
11/1990, S. 1286). - Am 27. 9. sprechen sich die
Außenminister der fünf ständigen Mitglieder
des Sicherheitsrates nach einer Unterredung
mit Generalsekretär Perez de Cuellar in einer
gemeinsamen Erklärung für eine Stärkung der
Organisation der Vereinten Nationen aus, die
eine „zentrale und wachsende " Rolle in den in-
ternationalen Beziehungen und bei der Errich-
tung einer neuen internationalen Ordnung
spielen müsse. Zur Konfliktverhütung habe
eine „präventive Diplomatie" hohe Priorität.

25. 9. - El Salvador. Die Regierung und
die Nationale Befreiungsfront Farabundo Marti
(FMLN) unterzeichnen am Sitz der Vereinten
Nationen in New York in Anwesenheit von
UN-Generalsekretär Perez de Cuellar ein Ab-
kommen, um den seit fast zwölf Jahren andau-
ernden Bürgerkrieg beizulegen. Zur Überwa-
chung des Friedensprozesses wird ein Komitee
eingesetzt.

26. 9. - Rumänien. Ministerpräsident
Roman legt Präsident Iliescu sein Demissions-
gesuch vor und reagiert damit auf anhaltende
Demonstrationen von Bergarbeitern, die zeit-
weise Parlament und Regierungsgebäude be-
setzt und den Rücktritt des Ministerpräsiden-
ten gefordert hatten. In Presseberichten heißt
es, Roman halte Neuwahlen für den besten
Ausweg aus der innenpolitischen Krise. Präsi-
dent Iliescu beruft am 1. 10. den ehemaligen Fi-
nanzminister Stolojan an die Spitze der Regie-
rung.

27.9.- USA/UdSSR. Präsident Bush kün-
digt in einer Femsehansprache überraschend
neue einseitige Abrüstungsmaßnahmen der
USA an. Dazu gehören der Rückzug der in der
Bundesrepublik und Südkorea stationierten
atomaren Artilleriegeschosse und deren Ver-
nichtung. Das gleiche gilt für die noch vorhan-
denen 123 Lance-Kurzstreckenraketen ein-
schließlich der Nuklearsprengköpfe. Die
Alarmbereitschaft für die strategische Bomber-
flotte, die mit nuklearen Waffen ausgerüstet ist,
soll ab sofort aufgehoben werden. Der Präsi-
dent schlägt der Sowjetunion Verhandlungen
über einen gemeinsamen Verzicht auf alle bal-
listischen Interkontinentalraketen mit Mehr-
fachsprengköpfen vor. Nach der Ankündigung
des Präsidenten wird im Kongreß die Forde-

rung nach Kürzungen bei den übrigen Rü-
stungsprogrammen erhoben und dabei vor
allem auf die geplante Neuentwicklung des
Bombers B-2 hingewiesen. — Am 5. l0. legt Prä-
sident Gorbatschow ebenfalls Pläne für weit-
reichende Abrüstungsschritte vor. Gorba-
tschow spricht von einer drastischen Verringe-
rung der taktischen Atomwaffen zu Lande und
zur See und verkündet ein einjähriges Morato-
rium für sowjetische Atomtests. Die Sowjet-
union habe beschlossen, die strategische Rü-
stung über die im START-Vertrag vereinbarten
Begrenzungen hinaus zu reduzieren. Gorba-
tschow teilt mit, er habe vor Bekanntgabe sei-
ner Abrüstungsvorschläge mit Präsident Bush
telefoniert und dabei ein neues Gipfeltreffen
angeregt.

29. 9. -Bremen. Bei den Wahlen zum Lan-
desparlament (Bürgerschaft) verlieren die al-
leinregierenden Sozialdemokraten unter Bür-
germeister Klaus Wedemeier ihre bisherige ab-
solute Mehrheit. Stimmengewinne erzielen vor
allem die CDU sowie' die rechtsgerichtete
Deutsche Volksunion (DVU). Nach dem vor-
läufigen amtlichen Endergebnis entfallen (An-
gaben in %) auf die im Landesparlament ver-
tretenen Parteien: SPD 38,8 (1987: 50,5), CDU
30,7 (23,4), Grüne 11,3 (10,2), FDP 9,4 (10,0),
DVU 6,1 (3,4). Die Wahlbeteiligung beträgt
72,2% (75,6%). Zusammensetzung der neuen
Bürgerschaft (100 Abgeordnete): SPD 41 (54),
CDU32(25), Grüneil (10), FDP 10(10), DVU 6
(1). (Zu den Ergebnissen der Wahl vom 13. Sep-
tember 1987 vgl. „Blätter", 2/1988, S. 254.)

30. 9. - Haiti. Eine aus drei Mitgliedern be-
stehende Militärjunta unter Armeebefehlsha-
ber Raoul Cedras übernimmt die Macht. Präsi-
dent Jean-Bertrand Aristide muß das Land an
Bord eines venezolanischen Flugzeuges ver-
lassen. Bei den Vereinten Nationen und der Or-
ganisation Amerikanischer Staaten (OAS) wird
der Staatsstreich verurteilt und die Wiederein-
setzung von Aristide gefordert.

3. 10. - Schweden. Das Parlament wählt
mit 163 gegen 147 Stimmen bei 23 Enthaltun-
gen den konservativen Parteivorsitzenden Carl
Bildt zum neuen Ministerpräsidenten. Bildt,
der an der Spitze einer bürgerlichen Koalitions-
regierung steht, ist Nachfolger von Ingvar
Carlsson, dessen bisher regierende Sozialde-
mokratische Partei bei den Reichstagswahlen
vom 15. 9. große Stimmeneinbußen hinneh-
men mußte; ihr Stimmenanteil war von 43,2%
(1988) auf 37,6% zurückgegangen.
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